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Hintergrund 

Seit Herbst 2021 sind alle Mitgliedstaaten, wenn auch in unterschiedlichem Maße, von außerordentlich 
hohen Inflationsraten betroffen. Dieser Inflationsanstieg wirkt sich über verschiedene Kanäle auf die 
öffentlichen Finanzen in der EU aus, und zwar sowohl auf der Ebene der Mitgliedstaaten als auch auf die 
Finanzen der Union. Die hohen Inflationsraten in der EU untergraben insbesondere die Schlagkraft des 
Mehrjährigen Finanzrahmens (MFR), des Aufbauinstruments der Europäischen Union zur Unterstützung der 
Erholung nach der COVID-19-Krise (EURI – European Recovery Instrument) und von NextGeneration EU 
(NGEU) und wirken sich auf die Struktur der EU-Einnahmen aus. 

Ziel 

Was die Ziele anbelangt, so soll mit dieser Studie eine feinkörnige Bewertung der Auswirkungen der 
Inflation ab 2021 auf den MFR und den EU-Haushalt, einschließlich der aus dem EURI finanzierten NGEU-
Programme, geliefert werden. Die Studie hat zwei Hauptziele: 

Erstens werden in der Studie die Auswirkungen der Inflation auf die verschiedenen Elemente des EU-
Haushalts (den derzeitigen MFR und das System der Eigenmittel) auf aggregierter Ebene untersucht. Ferner 
werden mit zwei Fallstudien die Auswirkungen des derzeitigen Inflationsanstiegs auf die nationalen Aufbau- 
und Resilienzpläne, auf denen die Umsetzung von NGEU beruht, veranschaulicht.  

Zweitens werden in der Studie Optionen für politische Maßnahmen und Strategien zur Abmilderung der 
negativen Auswirkungen der Inflation auf die Umsetzung des derzeitigen MFR und von NGEU aufgezeigt, 
auch im Hinblick auf die laufende Halbzeitüberprüfung des MFR, sowie Optionen für präventive politische 
Maßnahmen und Strategien, die für den MFR für die Zeit nach 2027 und die zugehörigen EU-Programme 
sowie für das Einnahmensystem der EU in Erwägung gezogen werden sollten. 

Zusammenfassung 

Gegenstand dieser Studie sind die Auswirkungen der Inflation auf die laufende Umsetzung des 
derzeitigen MFR auf aggregierter Ebene. Es werden die Auswirkungen der Inflation und die Kanäle, über 
die sie sich auf den MFR und das Einnahmensystem der EU auswirkt, dargestellt und analysiert. 
Anschließend werden in der Studie Optionen für politische Maßnahmen und Strategien zur 
Abmilderung dieser Auswirkungen im Zusammenhang mit der laufenden Umsetzung des MFR und von 
NextGenerationEU (NGEU) sowie im Hinblick auf die laufende Halbzeitüberprüfung des MFR skizziert 
und analysiert.  
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Ergebnisse  

Jüngste Entwicklungen bei der Inflation in Europa  

Im Jahr 2021 erlebte Europa einen noch nie dagewesenen starken Anstieg der Inflation, der auf die 
steigenden Energiepreise zurückzuführen war, die sich von ihrem niedrigen Niveau während des durch die 
COVID-19-Pandemie bedingten Nachfrageeinbruchs erholten. Während der Ausgangsbeschränkungen, die 
zur Verhinderung der Ausbreitung des Virus verhängt wurden, kam es zu einer Verlagerung der 
Nachfragestruktur der privaten Haushalte von Dienstleistungen auf Waren. Dies führte zu einer Belastung 
der Lieferketten und es ergab sich ein zusätzlicher Preisdruck bei Energie und Rohstoffen. Im Jahr 2022 
wurden die Energiepreise durch die Invasion Russlands in die Ukraine weiter nach oben getrieben. Im 
harmonisierten Verbraucherpreisindex (HVPI) waren über viele Monate Preisanstiege im Jahresvergleich 
von circa 40 % zu verzeichnen. Vor dem derzeitigen Inflationsschub war die durchschnittliche Inflation mit 
4,3 % im August 2008 am höchsten, während sich die jüngste Spitze auf 11,5 % im Oktober 2022 belief. Die 
hohe Inflation der letzten zwei Jahre hat auch zu der größten Streuung bei den Inflationsraten in den letzten 
20 Jahren geführt. Die kumulierte Inflation für die EU insgesamt belief sich im MFR-Zeitraum 2007-2013 auf 
17,0 %, während die kumulierte Inflation für die EU insgesamt im MFR-Zeitraum 2014-2020 gerade einmal 
6,5 % betrug. Demgegenüber liegt die kumulierte Inflation in der EU in den ersten 2,5 Jahren des derzeitigen 
MFR 2021-2027 bereits bei 23,7 %. 

MFR-Ausgaben 

Bei der Erstellung des aktuellen MFR wurde von einer jährlichen Inflationsrate (beispielsweise HVPI und BIP-
Deflator) von 2 % ausgegangen. Die Ausgabenpositionen werden entsprechend angepasst, um den 
Kaufkraftverlust auszugleichen. Dieser eingebettete Preisanstieg von 2 % kann für den Zeitraum 2021-2027 
einen angesetzten kumulativen Kaufkraftverlust des MFR-Haushalt (ohne NGEU) von 92,9 Mrd. EUR 
auffangen. 

Im Anschluss an die COVID-19-Pandemie führten Störungen der Lieferketten zu einem scharfen Preisanstieg 
bei Gütern des internationalen Warenverkehrs, was durch die Invasion Russlands in die Ukraine noch 
verstärkt wurde. Somit stiegen nicht nur die Verbraucherpreise in nie dagewesenem Ausmaß, sondern auch 
zahlreiche andere Preise. Dieser scharfe Preisanstieg führte zu stärkeren Kaufkraftverlusten als durch den 
automatischen Deflator von 2 % einberechnet und ausgeglichen. In ihrer Halbzeitüberprüfung schätzt die 
Kommission den zusätzlichen Kaufkraftverlust auf 74 Mrd. EUR. In der zugrunde liegenden Studie ist eine 
detailliertere Analyse und Berechnung enthalten, der zufolge sich der Kaufkraftverlust insgesamt sogar auf 
109,5 Mrd. EUR beläuft, wobei die größten relativen Verluste im Cluster 10 „Migration“, im Cluster 5 
„Regionale Entwicklung und Kohäsion“ sowie im Bereich „Europäische öffentliche Verwaltung“ zu 
verzeichnen sind. Durch die von der Kommission in ihrer Halbzeitüberprüfung vorgeschlagenen 
zusätzlichen Mittel würde der Kaufkraftverlust insgesamt um 27,5 Mrd. EUR verringert und gleichzeitig die 
Kaufkraft einiger Cluster im Vergleich zum ursprünglichen MFR gestärkt. 

Die Auswirkungen der Inflation auf den MFR beschränken sich nicht auf die EU-Ausgaben, sondern 
erstrecken sich auch auf Finanzhilfen und kofinanzierte Maßnahmen in den Mitgliedstaaten. Die jüngsten 
Preissteigerungen schmälern nicht nur die Kaufkraft der MFR-Ausgaben, sondern auch die Kaufkraft von 
NGEU und die Kaufkraft der in Kofinanzierung vergebenen Mittel, was den Kaufkraftverlust insgesamt weiter 
verstärkt. Die Abschätzung dieser weiteren Kaufkraftverluste liegt jedoch außerhalb des 
Untersuchungsbereichs der vorliegenden Studie. 

Der starke Anstieg des BIP-Deflators dürfte dazu führen, dass der Umfang des MFR als Prozentsatz 
des BNE bis 2027 auf 0,96 % sinkt, gegenüber den 1,05 % des BNE, die bei der Vereinbarung des 
MFR 2021-2027 vorgesehen waren. 
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Das Einnahmensystem der EU 

Die Gesamteinnahmen der EU werden von der Inflation nicht beeinflusst, da ihr Gesamtbetrag durch die 
Ausgaben bestimmt wird, die im MFR unter Anwendung eines BIP-Deflators von 2 % festgelegt sind. Die 
Inflation wird jedoch den Beitrag der verschiedenen in die EU-Einnahmen einfließenden 
Finanzierungsquellen verändern, d. h. die Struktur der EU-Einnahmen, und folglich den jeweiligen Anteil der 
Mitgliedstaaten bei den Beiträgen zu den Gesamteinnahmen. 

Die Inflation bei den Verbraucherpreisen wird den Anteil der MwSt.-Eigenmittel, der Zölle auf der 
Grundlage von Ad-Valorem-Sätzen und der Steuern auf die Gehälter der EU-Bediensteten erhöhen, 
während der Anteil der BNE-Eigenmittel in einem Umfeld mit hoher Inflation sinken wird. Der Anteil 
der Kunststoff-Eigenmittel wird in jedem Fall sinken, wenn der Abrufsatz nicht gemäß dem 2 %-Deflator 
gemäß der tatsächlichen Inflationsrate angepasst wird. Die Einnahmen aus den übrigen Elementen im 
Bereich „Sonstige Einnahmen“, die von der Inflation unabhängig sind, werden von einer höheren Inflation 
nicht beeinflusst – aber ihr Anteil wird sich verringern. 

Eine im Jahresvergleich höhere Inflation bei den Verbraucherpreisen führt zu einem höheren Beitrag eines 
Mitgliedstaats zu den auf der Mehrwertsteuer basierenden Eigenmitteln der Union. Ist ein Mitgliedstaat von 
einem überdurchschnittlichen Anstieg der Inflation betroffen, so vergrößert sich auch sein Anteil an den 
Beiträgen der Mitgliedstaaten zu den auf der Mehrwertsteuer basierende Eigenmitteln der Union. 

Da ein Anstieg der durchschnittlichen Inflationsrate in der EU zu einem Anstieg der Gesamteinnahmen bei 
den auf der Mehrwertsteuer basierenden Eigenmitteln führt, werden die Gesamteinnahmen bei den auf 
dem BNE basierenden Eigenmitteln zurückgehen. Bei Mitgliedstaaten mit einem über dem EU-Durchschnitt 
liegenden BIP-Deflator wird ein Anstieg ihres Anteils bei den Beiträgen zu den verringerten auf dem BNE 
basierenden Eigenmitteln zu verzeichnen sein, was letztlich auch zu einem Anstieg ihres absoluten Beitrags 
führen könnte.  

Ein über dem EU-Durchschnitt liegender Anstieg des BIP-Deflators in einem Mitgliedstaat führt zu einem 
steigenden Anteil dieses Mitgliedstaats bei den Beiträgen zu den auf dem BNE-basierenden Eigenmitteln 
und zu einem sinkenden Anteil der Zahlungen seitens anderer Mitgliedstaaten, in denen der BIP-Deflator 
unter dem EU-Durchschnitt liegt.  

Dieser Mechanismus kommt auch zum Tragen, wenn man die pauschalen Korrekturen bei den Beiträgen zu 
den auf dem BNE basierenden Eigenmitteln für mehrere Mitgliedstaaten betrachtet. Wenn der BIP-Deflator 
eines Mitgliedstaats, der Anspruch auf einen Rabatt hat, über dem EU-Durchschnitt liegt, ergibt sich stets 
ein Anstieg des Anteils dieses Mitgliedstaats bei den auf dem BNE basierenden Eigenmitteln, wohingegen 
sich der Anteil aller anderen Mitgliedstaaten, in denen der BIP-Deflator unter dem EU-Durchschnitt liegt, 
verringert. 

Die auf dem BNE basierenden Eigenmittel beruhen auf dem Nationaleinkommen des jeweiligen 
Mitgliedstaats, d. h. reichere Mitgliedstaaten müssen einen höheren Pro-Kopf-Beitrag leisten als ärmere. 
Dieser Effekt wird bei folgenden Konstellationen verzerrt: 

• Aufgrund eines stärkeren Anstiegs bei der Inflation der Verbraucherpreise steigen die Einnahmen 
bei den auf der Mehrwertsteuer basierenden Eigenmitteln, sodass sich die Lücke verringert, die 
durch die auf dem BNE basierenden Eigenmittel geschlossen wird. 

• Ärmere Mitgliedstaaten haben eine über dem Durchschnitt liegende Inflation bei den 
Verbraucherpreisen zu verzeichnen, sodass sich ihr Anteil bei den Beiträgen zu den auf der 
Mehrwertsteuer basierenden Eigenmitteln erhöht. 
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• Ärmere Mitgliedstaaten haben einen über dem Durchschnitt liegenden Anstieg ihres BIP-Deflators 
zu verzeichnen, sodass sich ihr Anteil bei den Beiträgen zu den auf dem BNE basierenden 
Eigenmitteln erhöht. 

• Mitgliedstaaten, die Anspruch auf eine pauschale Verringerung ihres Beitrags zu den auf dem BNE 
basierenden Eigenmitteln haben, profitieren in stärkerem Maße von diesem Rabatt als im Vorjahr, 
wenn ihr BIP-Deflator unter dem Durchschnitt liegt, da die Rabatte regelmäßig anhand des EU-
Durchschnitts des BIP-Deflators angepasst werden. 

Laut den Ergebnissen der vorliegenden Studie ist der Anteil der ärmeren Mitgliedstaaten an den MFR-
Finanzen nicht gestiegen, es konnte aber klar aufgezeigt werden, dass die östlichen Mitgliedstaaten in den 
Jahren 2021 und 2022 einen zusätzlichen, durch die Inflation verursachten Beitrag zum Haushalt leisten 
mussten. In diesen Mitgliedstaaten lagen die Inflation bei den Verbraucherpreisen und der BIP-Deflator in 
beiden Jahren deutlich über dem EU-Durchschnitt, und der EU-weite Anstieg bei der 
Verbraucherpreisinflation führte zu einem Rückgang des Betrags, der durch die auf dem BNE basierenden 
Eigenmittel zu decken ist. 

Was die Auswirkungen der Inflation auf den angepassten ersten Korb neuer Eigenmittel anbelangt, die die 
Kommission im Juni 2023 vorgeschlagen hat, so kann plausiblerweise angenommen werden, dass weder 
die auf dem Emissionshandelssystem noch die auf dem CO2-Grenzausgleichssystem basierenden neuen 
Eigenmittel durch die Inflation direkt beeinflusst werden, wohingegen die Einnahmen bei den auf dem 
Unternehmenssektor basierenden Eigenmitteln langfristig wahrscheinlich der Inflation folgen werden. 
Daher dürften sich die vorgeschlagenen drei neuen Eigenmittel des angepassten ersten Korbs als ziemlich 
widerstandsfähig gegenüber der Inflationsentwicklung erweisen. 

Der zweite Korb neuer Eigenmittel, der in der interinstitutionellen Vereinbarung ursprünglich ins Auge 
gefasst wurde, soll Steuern auf Finanztransaktionen sowie auf den Unternehmenssektor umfassen. Darüber 
hinaus wurden in der wissenschaftlichen und politischen Debatte in jüngster Zeit weitere Optionen ins Spiel 
gebracht. Einige dieser Optionen für neue Eigenmittel weisen eine Basis auf, die direkt auf die Inflation 
reagiert. Das gilt für Finanztransaktionen, deren Nennwert aufgrund der Inflation voraussichtlich steigen 
wird. Somit würde sich der Anteil eines auf Finanztransaktionen beruhenden Eigenmittels an den 
Einnahmen insgesamt (die gemäß dem derzeitigen System um 2 % jährlich steigen) bei einer Inflationsrate 
von mehr als 2 % erhöhen. 

Fallstudie 1: Auswirkungen der Inflation auf den nationalen Aufbau- und Resilienzplan Bulgariens 

Die Fallstudie über die Auswirkungen der Inflation auf den nationalen Aufbau- und Resilienzplan (NARP) 
Bulgariens zeigt auf, dass der Gesamtpreis der Projekte im NARP Bulgariens im Laufe der Jahre um insgesamt 
30,9 % steigen dürfte, was einer durchschnittlichen jährlichen Inflation zwischen 2022 und 2026 von rund 
5,53 % entspricht. Das ist wesentlich höher als das in den MFR und den NARP integrierte jährliche 
Inflationsziel von 2 %, das über fünf Jahre eine kumulierte Inflation von 10,4 % ergeben würde. 

Aufgrund dieser Inflationsentwicklung wird sich entweder der reale Wert der im Rahmen des NARP 
vorgesehenen Projekte und damit der Umfang der zu erbringenden Ergebnisse verringern, oder die 
Durchführung wird nicht machbar sein, oder die Finanzierung für die Projekte muss nach oben angepasst 
werden. Der größte Faktor für diesen Kostenanstieg sind Projekte mit einem hohen Anteil von Aktivitäten 
im Baubereich, und diese Projekte machen auch einen erheblichen Anteil des Gesamtumfangs des NARP 
aus, wohingegen andere Projekte weniger von der Inflation betroffen sind.  

Die Mitgliedstaaten müssen sich zur Bewältigung der von der Inflation ausgehenden Herausforderung 
zwischen drei Optionen entscheiden. Sie können die Mittelausstattung unter Verwendung nationaler Mittel 
sowie zusätzlicher Unionsmittel aufstocken, sie können bestimmte Projekte streichen, die auf der Zeitleiste 
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des NARP unrealistisch geworden sind, oder sie können die im Hinblick auf Meilensteine und Ziele 
eingegangenen quantitativen Verpflichtungen verringern. Die Mitgliedstaaten müssen unweigerlich 
schwierige Entscheidungen treffen, um ein Gleichgewicht zwischen diesen drei Optionen zu finden und 
trotzdem die Gesamtziele des NARP zu verwirklichen, nämlich zum grünen und digitalen Wandel 
beizutragen und zugleich die Widerstandsfähigkeit und Wettbewerbsfähigkeit der jeweiligen 
Volkswirtschaft zu stärken. Laut der Fallstudie zu Bulgarien sehen die vorgeschlagenen Änderungen am 
NARP Bulgariens sowohl Verringerungen als auch Streichungen bestimmter Projekte vor, die nicht mehr 
machbar sind.  

Fallstudie 2: Auswirkungen der Inflation auf eine bestimmte Partnerschaftsvereinbarung und das 
zugehörige operationelle Programm für Spanien 

Die Fallstudie zu einer bestimmten Partnerschaftsvereinbarung und dem zugehörigen operationellen 
Programm für Spanien zeigt auf, dass sich beim Multiregionalen OP 2014-2020 eine ganze Reihe von 
Herausforderungen aufgrund der durch die jüngste Inflationsentwicklung bedingten Kostenanstiege 
ergeben hat, wobei die deutlichsten Herausforderungen insbesondere bei Bau- und Infrastrukturprojekten 
der Schwerpunktbereiche 06 (Erhaltung und Schutz der Umwelt sowie Förderung der Ressourceneffizienz) 
und 07 (Förderung von Nachhaltigkeit im Verkehr und Beseitigung von Engpässen in wichtigen 
Netzinfrastrukturen) zu verzeichnen waren. Diese Herausforderungen führten zu Problemen bei den 
Bauverträgen, aus denen sich in der Folge Verzögerungen bei der Projektdurchführung ergaben. Bei 
manchen Projekte mussten Verträge aufgrund des finanziellen Drucks nachverhandelt werden. In einigen 
Fällen zogen sich die beauftragten Unternehmen aufgrund der unvorhergesehenen Preissteigerungen bei 
Energie und Baustoffen aus den Projekten zurück, was zur Kündigung der Verträge führte. Bei anderen 
Gelegenheiten gab es zu wenig Ausschreibungsteilnehmer, weil die Bauunternehmen aufgrund der 
niedrigen Profite kaum Interesse hatten. Es waren Programmanpassungen hinsichtlich der Mittelzuweisung 
in den Schwerpunktbereichen 06 und 07 erforderlich, wobei diese Schwerpunktbereich durch niedrige 
Ausschöpfungsquoten gekennzeichnet waren, insbesondere in Regionen im Wandel. Eine Reihe von 
Projekten wird in den nächsten Finanzierungszeitraum 2021-2027 übertragen, um ihre Streichung zu 
vermeiden, eine erfolgreiche Durchführung sicherzustellen und die Investitionen zu maximieren.  

Die Auswirkungen der Inflation auf Projekte im Bereich Forschung und Innovation (FuI) unterscheiden sich 
offenbar von den Auswirkungen auf andere Schwerpunktbereiche des OP. Bei den FuI-Projekten des 
Schwerpunktbereichs 01 waren nämlich keine nennenswerten Programmanpassungen oder 
Mittelumschichtungen erforderlich. Die Inflation wird jedoch für innovative Unternehmen, und vor allem 
für kleine und mittlere Unternehmen, möglicherweise mit ganz besonderen Herausforderungen 
einhergehen, da es für sie schwieriger ist, die Preissteigerungen an die Endkunden weiterzugeben. Ferner 
ist trotz der höheren Zuweisungen von EU-Mitteln für FuI aufgrund der Inflation der reale Wert und die 
Kaufkraft dieser zusätzlichen Haushaltsmittel gesunken, woraus sich eine potentielle Gefahr für die 
Finanzierung von FuI ergibt, die in hohem Maße auf EU-Mittel angewiesen ist.  

Auf EU-Ebene getroffene Maßnahmen, mit denen ein Beitrag zur Bewältigung der inflationsbedingten 
Herausforderungen geleistet werden soll, sind unter anderem die Möglichkeit einer Kofinanzierung von 
100 % sowie die Möglichkeit, bestimmte umfangreiche Projekte aus dem MFR 2014-2020 in den MFR 2021-
2027 zu verlagern. Maßnahmen, die auf nationaler Ebene getroffen wurden, sind unter anderem die 
Bereitstellung zusätzlicher Mittel, um die Preissteigerungen bei Energie und Rohstoffen auszugleichen, 
sowie die Möglichkeit von Preisanpassungen bei öffentlichen Bauaufträgen. Aus Analysen des spanischen 
Ministeriums für ökologischen Wandel und demografische Herausforderung geht im Übrigen hervor, dass 
durch die Verlängerung der Frist für die Zertifizierung der Ausgaben um ein Jahr erheblich bessere 
Projektleistungen erzielt werden könnten, insbesondere bei Projekten des Schwerpunktbereichs 06, wobei 
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die Aufnahme anderer Arten von Maßnahmen im Bereich Biodiversität oder Kreislaufwirtschaft schwierig 
wäre, da dann eine Änderung der Programmstrategie erforderlich würde. 

Optionen für politische Maßnahmen und Strategien 

Ausgehend von der Bewertung der Auswirkungen der Inflation auf die MFR-Ausgaben und die EU-
Einnahmen sowie von den Fallstudien wurden Optionen für politische Maßnahmen und Strategien zur 
Abmilderung der Auswirkungen der Inflation auf den EU-Haushalt und die nationalen Programme 
ausgearbeitet. Diese Optionen für politische Maßnahmen und Strategien beruhen auf Sekundärforschung 
und auf Befragungen von Sachverständigen, die für die beiden Fallstudien durchgeführt wurden, sowie auf 
einer Befragung eines Vertreters des Rechnungshofs. Die Optionen lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

Optionen für politische Maßnahmen und Strategien zur Durchführung des derzeitigen MFR 2021-2027 

• Nutzung bestehender Spielräume und verschiedener Flexibilitätsinstrumente. Um den 
inflationsbedingten Druck auf den Haushalt sowie die realen Verluste bei den im Voraus 
zugewiesenen Mitteln auszugleichen, könnten Spielräume und verschiedene 
Flexibilitätsinstrumente (das Flexibilitätsinstrument, thematische Sonderinstrumente, sonstige 
Flexibilitätsinstrumente) genutzt werden.  

• Umschichtung im Voraus zugewiesener Mittel in andere Haushaltslinien. Die Umschichtung im 
Voraus zugewiesener Mittel aus bestimmten Clustern in andere Cluster, in denen mehr 
Möglichkeiten bestehen, „mit wenig viel zu bewirken“, beispielsweise einfach, weil sie relativ klein 
sind, wäre eine weitere Option, um Kürzungen bei kleineren Ausgabenpositionen zu vermeiden, die 
einen wichtigen Beitrag zum europäischen Mehrwert und zur Bewältigung der dringlichen 
Herausforderungen, mit denen sich die EU konfrontiert sieht, leisten. Konkret könnten 
beispielsweise Mittel aus der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) oder aus dem Kohäsionsfonds in 
Cluster umgeschichtet werden, die im Hinblick auf strategische Ziele der EU besonders wichtig sind, 
aber über eine eher knappe Mittelausstattung verfügen, beispielsweise Forschung und Innovation 
oder die Fazilität „Connecting Europe“ (CEF).  

• Anhebung der Obergrenzen für ausgewählte Cluster gemäß der tatsächlichen Inflationsrate. 
Die Obergrenzen für Cluster, die einen besonders wichtigen Beitrag zum europäischen Mehrwert 
(beispielsweise Horizont Europa oder CEF) oder zur Bewältigung besonders dringlicher 
Herausforderungen (beispielsweise Migration) leisten, könnten gemäß der tatsächlichen 
Inflationsrate angepasst werden, wohingegen andere Obergrenzen weiterhin gemäß dem Deflator 
von 2 % angepasst würden.  

• Einrichtung eines in das EURI eingebundenen thematischen Sonderinstruments für 
Ausgaben, die die Obergrenzen für die Cluster überschreiten. Durch die Einrichtung eines 
Sonderinstruments im Rahmen des Aufbauinstruments der Europäischen Union (EURI) könnte der 
durch den unerwarteten Anstieg der Zinsausgaben verursachte Druck auf die Haushalte 
aufgefangen werden. 

• Anpassung der Haushaltslinie 7 „Europäische öffentliche Verwaltung“. Um den Druck auf den 
Haushalt bei der Haushaltslinie 7 „Europäische öffentliche Verwaltung“ abzumildern, könnte eine 
Mischung aus Ausgabensteigerungen und Einsparungen ins Auge gefasst werden.  

• Bewertung der Auswirkungen hoher Inflation auf den EU-Haushalt über mehrere Jahre. Die 
Kommission sollten während der verbleibenden Laufzeit des derzeitigen EU-Haushalts die 
Auswirkungen hoher Inflation auf den EU-Haushalt überwachen und bewerten, um auf dieser 
Grundlage Instrumente und Ansätze für die Bewältigung der nachteiligen Auswirkung der Inflation 
auf den EU-Haushalt zu erarbeiten.  
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Optionen für politische Maßnahmen und Strategien für das Einnahmensystem der EU 

• Verringerung des Gewichts der auf der Mehrwertsteuer basierenden Eigenmittel. Um die 
unerwünschten Umverteilungseffekte einer inflationsbedingten Verschiebung bei den 
Gesamteinnahmen der EU zwischen den verschiedenen Mitgliedstaaten abzumildern, sollte das 
Gewicht der auf der Mehrwertsteuer basierenden Eigenmittel verringert werden, indem der 
derzeitige Abrufsatz von 0,3 % verringert wird oder indem die derzeit bei 50 % liegende Begrenzung 
der MwSt-Bemessungsgrundlage gesenkt wird. 

• Beschleunigte Einführung der neuen Eigenmittel, die im angepassten ersten Korb neuer 
Eigenmittel enthalten sind. Die Einnahmen aus diesen neuen Eigenmitteln könnten verwendet 
werden, um die Inflationsanpassung bei bestimmten MFR-Clustern, das in das EURI eingebundene 
thematische Sonderinstrument, (vorzeitige) Rückzahlungen von Finanzierungskosten der EU oder 
die Ausweitung der Flexibilitätsinstrumente zu finanzieren, ohne die Beiträge zu den auf dem BNE 
basierenden Eigenmitteln zu erhöhen. 

• Automatische Inflationsanpassung von in Absolutbeträgen festgelegten Abrufsätzen. Um 
eine Entwertung von Einnahmen aus Eigenmitteln, für die Abrufsätze in Absolutbeträgen festgelegt 
sind (derzeit das Kunststoff-Eigenmittel), zu verhindern, sollte eine regelmäßige 
Inflationsanpassung der Abrufsätze erfolgen. 

Optionen für politische Maßnahmen und Strategien bei der Durchführung der nationalen Aufbau- und 
Resilienzpläne (NARP) 

• Anwendung anderer Indexierungsmethoden. 

• Erlaubnis für auftraggebende Ministerien oder Einrichtungen, die erforderlichen 
Kostenanpassungen selbst zu ermitteln. Hinsichtlich der NARP könnte den auftraggebenden 
Ministerien oder Einrichtungen, in Fällen, in denen sich die Projektdurchführung noch in einer 
frühen Phase befindet oder noch nicht begonnen hat, erlaubt werden, die erforderlichen 
Kostenanpassugngen selbst zu ermitteln. 

• Finanzausstattung für Indexierung, durch zusätzliche nationale Finanzierung, aus dem 
Haushalt des jeweiligen Mitgliedstaats.  

• Finanzausstattung für Indexierung, durch zusätzliche Mittel aus RePowerEU.  

• Angesichts erheblicher Verzögerungen bei der Durchführung von NARP-Projekten können 
und sollten die Mitgliedstaaten ihre NARP entsprechend anpassen und begründen, wenn 
bestimmte Projekte aus zeitlicher oder finanzieller Sicht für die Mitgliedstaaten nicht mehr 
realistisch sind.  

Optionen für politische Maßnahmen und Strategien bei der Durchführung von operationellen Programmen 

• Möglichkeit, bestimmte Großprojekte von einem MFP-Zeitraum auf einen anderen zu 
übertragen.  

• Flexibilität für die Mittelumschichtung und Ermöglichung von Kofinanzierungssätzen von 
100 %. 

• Bereitstellung zusätzlicher Mittel, um die Steigerungen bei den Energiepreisen 
auszugleichen. 

• Überarbeitung öffentlicher Bauaufträge.  
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Optionen für politische Maßnahmen und Strategien, um künftige EU-Haushalte inflationsresistenter zu 
gestalten 

• Ersetzung des derzeitigen Deflators von 2 % durch geeignete Inflationsindikatoren, um den 
EU-Haushalt an die Inflation anzupassen. Um Einbußen bei der Kaufkraft und durch hohe 
Inflation verursachten Druck auf die Haushalte zu verhindern sowie um die Fähigkeit der EU zu 
wahren, auf unvorhergesehene Entwicklungen zu reagieren, die zusätzliche Eingriffe erfordern, 
sollten die Obergrenzen im MFR ebenso wie die Flexibilitätsinstrumente an die tatsächliche 
Inflationsentwicklung angepasst werden, indem geeignete Inflationsindikatoren verwendet 
werden.  

• Einführung zusätzlicher neuer Eigenmittel. Es sollten neue Eigenmittel eingeführt werden, und 
zwar vorzugsweise solche, die eine Lenkungswirkung entfalten, die wichtige Ziele der EU 
unterstützt, und bei denen sich die Einnahmen gemäß der Inflation entwickeln. Soweit erforderlich 
und möglich, sollten sie so gestaltet werden, dass die negativen Auswirkungen der Inflation 
vermieden werden (beispielsweise durch die automatische Anpassung von in Absolutbeträgen 
festgelegten Abrufsätzen an die Inflation).  

• Automatische Anpassung von in Absolutbeträgen festgelegten Abrufsätzen an die Inflation. 
Um die Entwertung von Einnahmen aus Eigenmitteln zu verhindern, bei denen die Abrufsätze in 
Absolutbeträgen festgelegt sind, sollten die Abrufsätze automatisch an die Inflation angepasst 
werden. 

• Einrichtung eines Sonderinstruments für Zinsausgaben, die über die MFR-Obergrenzen 
hinausgehen. Es sollte ein dauerhaftes Sonderinstrument eingerichtet werden, das 
Finanzierungskosten deckt, die durch Kreditaufnahmen der EU entstehen (insbesondere im Rahmen 
von NGEU, aber auch im Rahmen der geplanten Fazilität für die Ukraine sowie sonstiger 
bestehender und künftiger Kreditaufnahmen der EU). 

Eine umfassende Überarbeitung und Modernisierung des veralteten Rechnungslegungsrahmens für 
den EU-Haushalt ins Auge fassen. Eine Lösung, die ehrgeiziger wäre als die Einführung zusätzlicher 
Sonderinstrumente (wie beispielsweise eines in das EURI eingebundenen thematischen Sonderinstruments 
zur Deckung von Finanzierungskosten der EU) und – allgemeiner formuliert – als nach einen 
Stückwerkansatz erfolgende Ad-hoc-Reaktionen auf unvorhergesehene Herausforderungen und Ereignisse 
wäre eine umfassende Modernisierung des Rechnungslegungsrahmens für den EU-Haushalt, die in die 
laufenden Bemühungen um eine stärkere Leistungsorientierung des EU-Haushalts eingebunden werden 
könnte.  
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